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Verwaltungsanweisungen SGB XI|
hier: Anderung der Verwaltungsanweisung zu 88 41-46 SGB XIl - Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

A Problem

Die bisherige Verwaltungsanweisung (VAnw) zu den 88 41 bis 46 SGB XII mit Stand vom
19.04.2007 ist aufgrund diverser Rechtséanderungen in der Vergangenheit Uberarbeitungs-
beddrftig.

Wesentliche Anderungen sind zum 24.03.2011 durch das Gesetz zur Ermittlung von Regel-
bedarfen und zur Anderung des Zweiten und Zwélften Buches Sozialgesetzbuch vom
24.03.2011 (BGBI. | S. 453) erfolgt. Zuvor gab es bereits einige Anderungen, die Auswirkun-
gen auf diese Verwaltungsanweisung hatten. So wurde z.B. von der Bundesagentur fir Ar-
beit am 20.10.2008 eine Weisung flr die Jobcenter gedndert, nach der seither Personen, die
sich im Eingangsverfahren oder im Berufsbildungsbereich einer WfbM befinden, als voll er-
werbsgemindert (§ 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 i.V.m. 8§ 1 Satz 1 Nr. 2a SGB VI) anzusehen sind
und keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il haben.

Die Sozialzentren des AfSD wurden bisher tber Auswirkungen von gesetzlichen und ande-
ren Anderungen (iber den Weg der Fachkonferenz Soziales oder schriftlich informiert. Von
einer Anderung / Aktualisierung der VAnw wurde bisher abgesehen, da fiir die Leistungen
nach dem Vierten Kapitel SGB Xll seit 01.01.2013 eine 75%ige Erstattung und ab dem
01.01.2014 eine 100%ige Erstattung der Nettoausgaben durch den Bund die Bundesauf-
tragsverwaltung in Kraft getreten ist.

Im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung kann die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. Die Landesbehérden unterliegen
den Weisungen der obersten zustandigen Bundesbehérde.

Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales hat inzwischen klargestellt, dass bestehende
Vorgaben beziehungsweise Rechtauslegungen solange weiter Geltung haben, wie das
BMAS keine eigenen und davon abweichenden Auslegungen bekannt gibt.



Da nicht zu erwarten ist, dass es vom BMAS in absehbarer Zeit umfangreiche Vorgaben /
Verwaltungsvorschriften zum Bereich des Vierten Kapitels SGB Xl geben wird, ist die Ver-
waltungsanweisung zu den 88 41 bis 46 SGB XIll zu Uberarbeiten.

B LAsung

Die notwendigen Anpassungen an Anderungen aus den vergangenen Jahren sind in der
anliegenden Anderung der Verwaltungsanweisung vorgenommen worden.

C Alternativen
keine
D Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen / Produktgruppenhaus-

halt / Gender-Priufung

Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen sind durch die Anderung der Verwal-
tungsanweisung nicht zu erwarten, da in der Praxis bereits entsprechend verfahren wird.

Die Gender- und personalwirtschaftlichen Aspekte wurden geprift. Es liegen keine spezifi-

schen Daten / Informationen dariber vor, dass eine Gleichstellungsrelevanz gegeben sein
konnte. Die Auswertungen erfolgen nicht nach Geschlechtern getrennt.

E Beteiligung/Abstimmung

Die Anderungen erfolgten in Zusammenarbeit mit dem Amt fiir Soziale Dienste als zustandi-
ge Behorde fir die Leistungen nach dem Vierten Kapitel 88 41-46

F Beschlussvorschlag

Die stadtische Deputation fiir Soziales, Kinder und Jugend nimmt die Anderung der Verwal-
tungsanweisung zu den 88 41 bis 46 SGB XII zur Kenntnis.

Anlage/n:

Verwaltungsanweisung zu 88 41-46 SGB XIlI
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Verwaltungsanweisung
§8 41 — 46 SGB XlI
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

Inhaltsiibersicht

I. Zielsetzungen

II. Zustandigkeit

lll. Anspruchsvoraussetzungen

1. Leistungsberechtigter Personenkreis

1.1 Leistungsberechtigung wegen Erreichen der Altersgrenze

1.2 Personen mit unbefristeter voller Erwerbsminderung

1.2.1 Personen, die eine unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung erhalten

1.2.2 Behinderte Menschen in einer Werkstatt fur behinderte Menschen

1.2.3 Behinderte Menschen, die nicht werkstattfahig sind

2. Gewohnlicher Aufenthalt

3. Ausschluss des Anspruchs auf Grundsicherung

3.1 Eigenes Einkommen oder Vermdgen

3.2 Einkommen nicht getrennt lebender Ehegatten, Lebenspartner oder Partner

eheahnlicher Gemeinschaften

3.3 Unterhaltsanspriiche und Unterhaltszahlungen
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3.3.1 Unterhaltsanspriiche gegeniber Eltern oder Kindern

3.3.2 Unterhaltsanspriiche gegeniiber getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten

3.3.2.1 Titulierte Unterhaltsanspriiche

3.3.2.2 Der H6he nach nicht feststehende Unterhaltsanspriiche

3.4 Sonstige Anspriiche gegeniiber privaten Dritten

3.5 Nichtrealisierte vorrangige Sozialleistungsanspriiche

3.6 Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG

3.7 Schuldhaftes Herbeiflihren der Leistungsvoraussetzungen
4. Ermittlung des Grundsicherungsbedarfs

4.1 Leistungen der Grundsicherung - ambulant -

4.1.1 MaRgebende Regelbedarfsstufe

4.1.2 Kosten fir Unterkunft und Heizung

4.1.3 Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung

4.1.4 Mehrbedarfszuschlage

4.1.5 Bildung und Teilhabe

4.1.6 sonstige Hilfen zur Sicherung der Unterkunft nach § 36

4.1.7 Ergdnzende Darlehen nach § 37

Verwaltungsanweisung zu 88§ 41-46 SGB XII
SSKJF — Stand 06.02.2014
Aktenplan Nr.



Die Senatorin fur Soziales, Kinder, Jugend und o Freie
Frauen 0\&: Hansestadt Bremen

4.2 Leistungen der Grundsicherung — stationar

4.2.1 MaRgebende Regelbedarfsstufe

4.2.2 Kosten fur Unterkunft und Heizung

4.2.3 Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung

4.2.4 Mehrbedarfszuschlage

4.2.5 Bildung und Teilhabe

4.2.6 sonstige Hilfen zur Sicherung der Unterkunft nach § 36
4.2.7 Ergdnzende Darlehen nach § 37

4.2.8 Besonderheiten stationdre Leistungen

IV. Verwaltungsverfahren

1. Anzuwendende Vorschriften des SGB

2. Antragsverfahren

3. Mitwirkungspflichten

4, Bewilligung und Bescheiderteilung; Rickforderung tiberzahlter Leistungen
5. Leistungsabsprachen nach § 12

V. Medizinische Begutachtung
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VI.

VII.

VIII.

Erstattungs- und Ersatzanspriche

Bei nichtrealisierten vorrangigen Sozialleistungsanspriichen

Bei Personen in Einrichtungen, soweit die Zustandigkeit nach § 98 Abs. 2
Satz 3 nicht geklart war

Anspriiche gegen Arbeitgeber gem. § 115 SGB X

Schadensersatzanspriiche nach § 116 SGB X

Pflicht zur Beratung und Unterstitzung bei der Beantragung vorrangiger Leistungen

Allgemeines

Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem lll. Kapitel SGB XII

Wohngeld

Informations- und Beratungspflichten der Rentenversicherungs- und
Sozialhilfetrager

Zielsetzungen

Die Leistungen der Grundsicherung sind eine der Sozialhilfe nach dem Ill. Kapitel — Hilfe
zum Lebensunterhalt - vorgelagerte soziale Absicherung fir alte oder im Sinne des § 43
Abs. 2 SGB VI dauerhaft voll erwerbsgeminderte volljahrige Menschen. Die Leistungen
nach dem IV. Kapitel gehen auch den Leistungen nach dem SGB Il vor (vgl. 8 5 Abs. 2
SGB ).

Den genannten Personenkreisen soll die Inanspruchnahme von Geldleistungen im
Vergleich zur Sozialhilfe erleichtert werden. Dadurch soll verschamte (Alters-)Armut
vorbeugend bekampft und verhindert werden.
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Il. Zustandigkeit

Anknupfungspunkt fur die Priafung der Ortlichen Zustandigkeit ist der gewdhnliche
Aufenthalt der Antragsberechtigten im Sinne des § 30 SGB |.

Nach 8§ 30 Abs. 3 Satz 2 SGB | hat jemand seinen gewoéhnlichen Aufenthalt dort, wo er/sie
sich unter Umstanden aufhdlt, die erkennen lassen, dass er/sie an diesem Ort oder in
diesem Gebiet nicht nur voribergehend verweilt. Abzustellen ist auf die tatsachlichen
Umsténde. Soweit diese einen oOrtlichen Schwerpunkt der Lebensverhéltnisse erkennen
lassen, ist dort von einem gewdhnlichen Aufenthalt auszugehen.

Das Amt flr Soziale Dienste Bremen ist daher fur die Grundsicherungsleistung nicht nur fur
die in der Stadtgemeinde Bremen mit Wohnsitz gemeldeten Antragsberechtigten, sondern
auch fur wohnungslose Antragsberechtigte zustandig, soweit sie in der Stadtgemeinde
Bremen ihren gewohnlichen Aufenthalt begriinden.

Fur Antragsberechtigte mit Wohnsitz in der Stadtgemeinde Bremen ist das Sozialzentrum
zustandig, in dessen Bereich der/die Antragsberechtigte wohnt.

Fur alleinstehende wohnungslose, drogenabhéngige und straffallige Antragsberechtigte
sowie fur Antragsberechtigte dieser Personenkreise, die in einer Einrichtung leben, sind in
der Stadtgemeinde Bremen die Zentralen Wirtschaftlichen Hilfen zustandig.

Die ortliche Zustandigkeit des Tragers der Sozialhilfe fUr die stationaren Leistungen richtet
sich nach § 98 Absatz 2. Fur Bewohner von Einrichtungen ist in der Regel der Fachdienst
.Stationare Leistungen® zusténdig. Vgl. Weisung ,Bearbeitungszustandigkeiten fir den
Bereich der Wirtschaftlichen Hilfen®

Bei Leistungen in ambulanten betreuten Wohnmdglichkeiten richtet sich die 6rtliche
Zusténdigkeit auch fir die Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB Xll nach § 98 Abs. 5 .

lll. Anspruchsvoraussetzungen

Einen Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung haben Personen, die
leistungsberechtigt nach 8§ 41 Abs. 1 sind, ihren gewdhnlichen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland haben und ihren Lebensunterhalt nicht aus ihrem Einkommen
oder Vermogen beschaffen kdnnen.

1. Leistungsberechtigter Personenkreis

1.1. Leistungsberechtigung wegen Erreichen der Altersgrenze

Leistungsberechtigt im Sinne des 8 41 Abs. 1 sind Personen, die ihre individuelle
Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 erreicht haben.
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1.2. Personen mit unbefristeter voller Erwerbsminderung

Leistungsberechtigt im Sinne des 8§ 41 Abs. 1 sind auch Personen, die ihre individuelle
Altergrenze nach § 41 Abs. 2 noch nicht erreicht haben, das 18. Lebensjahr vollendet haben
und unabhangig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des
8§43 Abs. 2 SGB VI sind und bei denen unwahrscheinlich ist, dass die volle
Erwerbsminderung behoben werden kann.

8 43 Abs. 2 Satze 2 und 3 SGB VI lautet wie folgt:

Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit au3erstande sind, unter den Ublichen Bedingungen des Arbeitsmarktes
mindestens drei Stunden t&glich erwerbstatig zu sein.

Voll erwerbsgemindert sind auch

Versicherte nach 8 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI, die wegen Art oder Schwere der
Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tétig sein kdnnen, und

Versicherte, die bereits vor Erfillung der allgemeinen Wartezeit voll er-
werbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht erfolgreichen Eingliederung in den
allgemeinen Arbeitsmarkt.

Fur die Prifung der Antragsberechtigung fir Personen, die eine volle Erwerbsminderung
im Sinne des § 43 Abs. 2 SGB VI geltend machen, ist nach folgenden Personengruppen zu
differenzieren:

Personen, die eine unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung erhalten
Behinderte Menschen in einer Werkstatt fur behinderte Menschen
Behinderte Menschen, die nicht werkstattfahig sind

Personen, denen ein Mehrbedarf nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gewahrt wird, zahlen nicht
zwingend zum leistungsberechtigten Personenkreis des § 41, da ein Mehrbedarf nach der
oben genannten Vorschrift auch bei einer voribergehenden Erwerbsminderung gewahrt
werden kann. Erscheint es aufgrund der angegebenen Tatsachen als wahrscheinlich, dass
der/die Mehrbedarfsempfanger/in zum leistungsberechtigten Personenkreis zahlt, ist ein
medizinisches Gutachten einzuholen

1.2.1 Personen, die eine unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung erhalten

Wer eine unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung erhalt, zahlt zum
leistungsberechtigten Personenkreis im Sinne des 8 41 Abs. 1. Dies ist durch Vorlage des
Rentenbescheides nachzuweisen.

Personen, die eine Rente wegen Erwerbsunfahigkeit nach altem Rentenrecht beziehen,
gehdren ebenfalls zum leistungsberechtigten Personenkreis.

Zum leistungsberechtigten Personenkreis zahlt dagegen nicht, wer eine befristete Rente
wegen voller Erwerbsminderung oder eine befristete oder unbefristete Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung erhdlt. In diesen Fallen ist der Antrag auf
Grundsicherungsleistung ohne Einholung eines Gutachtens abzulehnen.
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1.2.2 Behinderte Menschen in einer Werkstatt fur behinderte Menschen

Behinderte Menschen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nach dem Votum des
Fachausschusses (nach 8 2 Werkstattenverordnung) in die Werkstatt fur behinderte
Menschen aufgenommen werden sollen, gehdren grundséatzlich zum leistungsberechtigten
Personenkreis fur Leistungen nach dem IV. Kapitel SGB XII. Dies gilt auch bei Beschaftigung
im Eingangs- oder Berufsbildungsbereich. Dabei ist es unerheblich, ob und wann die
Tatigkeit in der Werkstatt tatsachlich aufgenommen wird. Die Zuordnung zum IV. Kapitel
SGB XII erfolgt auch, wenn die betroffenen Personen bis zur tatsdchlichen Aufnahme in die
Werkstatt noch die Schule besuchen.

Die Vertretungen des Sozialhilfetragers im Fachausschuss der Werkstatt fiir behinderte
Menschen teilen mit, ob sie der Aufnahme in den Eingangs- oder Berufsbildungsbereich
widersprochen oder nicht widersprochen haben und damit das Abstimmungsergebnis
einvernehmlich oder nicht einvernehmlich ausgefallen ist.

Einvernehmliches Votum im Fachausschuss:

Bei einem einvernehmlichen Votum ist ein Anspruch auf Leistungen nach dem IV. Kapitel
SGB XIl zu unterstellen, ein zusatzliches Gutachten ist nicht einzuholen.

Kein einvernehmliches Votum im Fachausschuss:

Da der Personenkreis, der in der WfbM tatigen Menschen nach § 8 SGB Il sowohl im
Eingangs- als auch im Berufsbildungs- und im Arbeitsbereich von ALG II- Leistungen wegen
fehlender Erwerbsfahigkeit ausgeschlossen ist (vgl. Hinweise der BA zu § 8 SGB Il), erfolgt
auch fur diesen Personenkreis, fur den im Fachausschuss nicht einvernehmlich votiert
wurde, zundchst eine Zuordnung zum IV. Kapitel SGB XII. Der Sozialhilfetrager leitet
gleichzeitig ein Erstattungsverfahren im Rahmen der 88 102 ff SGB X (Vordruck V 054
enthalt formloses Antragsschreiben) bei dem SGB Il-Leistungstrager ein und fordert geman
§ 45 ein Gutachten zur Feststellung der Erwerbsféhigkeit vom Rentenversicherungstrager
an. Bis zur Vorlage des Gutachtens der DRV werden ,vorlaufig* Leistungen nach Kapitel 1V
SGB XII gezahlt. Uber eine anschlieRende Aufnahme in den Arbeitsbereich der Werkstatt —
somit auch die Weitergewahrung der Leistungen nach dem IV. Kapitel SGB XIlI- kann daher
erst nach Vorlage des DRV- Gutachtens im Fachausschuss ausschliellich durch den
Sozialhilfetrager entschieden werden.

Das Gutachten ist Entscheidungsgrundlage, ob Leistungen nach dem Ill. Kapitel SGB XII
wegen teilweiser bzw. nicht dauerhafter Erwerbsminderung bzw. nach dem IV. Kapitel SGB
XIlI wegen dauerhafter voller Erwerbsminderung erbracht werden oder eine Zuordnung zum
Leistungssystem des SGB Il (ggf. auch Sozialgeld gem. § 28 SGB II) erfolgt. Wird durch das
Gutachten des Rentenversicherungstrages eine dauerhafte volle Erwerbsminderung nicht
bestatigt, ist die Entscheidung Uber die Bewilligung von Leistungen nach dem IV. Kapitel
SGB XIllI schriftlich aufzuheben. Je nach Fallkonstellation sind in der Folge Leistungen nach
dem lll. Kapitel SGB XlIl zu gewadhren bzw. sind die Antrdge an den SGB |I-Trager
weiterzuleiten (8 16 SGB ).

Die BAGUS (Bundesarbeitsgemeinschaft der tberortlichen Sozialhilfetréager) hat sich in ihrer
Sitzung vom 27. bis 29.04.2009 unter anderem mit dieser Problematik beschéftigt. Die
dortigen Diskussionsergebnisse waren fur Bremen ausschlaggebend fur die vorstehende
Regelung. Der Stichtag fur die Geltendmachung von Erstattungsansprichen ist der
01.04.2009 (BAGUS Tagung vom 24.-27.April 2009).
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1.2.3 Behinderte Menschen, die nicht werkstattfahig sind

Behinderte Menschen, die nicht werkstattfahig sind, sind grundsatzlich ohne Einholung eines
Gutachtens leistungsberechtigt.

Nicht werkstattfahig sind in der Regel wesentlich geistig, korperlich und mehrfach behinderte
Erwachsene sowie wesentlich seelisch behinderte Erwachsene, die eine Tagesforderstatte
besuchen. Der Tagesforderstattenbesuch ist durch eine Anfrage/Bescheidung beim bzw.
durch den zustandigen Kostentrager abzuklaren bzw. nachzuweisen.

Bei wesentlich seelisch behinderten Erwachsenen, die eine zuschussfinanzierte
Tagesstatte besuchen (z.B. bei Bremer Werkgemeinschaft), kann nicht ohne néhere Prifung
davon ausgegangen werden, dass sie nicht werkstattféahig sind. In diesen Fallen ist gemal §
45 ein Gutachten der Deutschen Rentenversicherung einzuholen.

2. Gewohnlicher Aufenthalt

Eine Definition des gewohnlichen Aufenthalts enthalt § 30 Abs. 3 Satz 2 SGB | (zum
gewdhnlichen Aufenthalt siehe Ziff. Il.).

Soweit Wohnungslose die sonstigen Voraussetzungen fir die Gewahrung der Leistung
erfillen, kénnen sie leistungsberechtigt sein, da auch sie einen gewothnlichen Aufenthalt
begriinden kénnen.

3. Ausschluss des Anspruchs auf Grundsicherung

Ein Anspruch auf Grundsicherung ist ausgeschlossen, wenn der/die Antragsteller/in
seinen/ihren Lebensunterhalt aus Einkommen oder Vermdgen bestreiten kann.

Hinsichtlich des Einsatzes von Einkommen und Vermdgen verweist § 41 Abs. 1 auf die 8§ 82
bis 84 und 90 bis 91 sowie auf die dazu ergangenen Rechtsverordnungen.

3.1 Eigenes Einkommen oder Vermdégen

Soweit das eigene Einkommen oder Vermdgen des/der Antragstellers/Antragstellerin
dessen/deren Bedarf im Sinne des 8§ 42 ubersteigt, ist ein Anspruch auf Grundsicherung
ausgeschlossen. Sofern bei vorhandenem Vermdgen die Voraussetzungen des § 91
vorliegen ist entsprechend zu verfahren.

Die Verwaltungsanweisung zu § 82 ist zu beachten.

Bei Leistungen in stationdren und teilstationaren Einrichtungen findet die Sonderregelung
des § 92 a zum Einkommenseinsatz Anwendung.

3.2 Einkommen nicht getrennt lebender Ehegatten, Lebenspartner oder Partner
ehedhnlicher Gemeinschaften
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Einkommen und Vermdgen des/der nicht getrennt lebenden Ehegatten/Ehegattin oder
Lebenspartners/Lebenspartnerin  sowie des Partners/der Partnerin einer eheédhnlichen
Lebensgemeinschaft im Sinne des § 20 sind zu berticksichtigen, soweit sie dessen Bedarf im
Sinne des § 42 Ubersteigen.

Das Einkommen und das Vermdgen der in Haushaltsgemeinschaft lebenden weiteren
Personen bleibt unbertcksichtigt (Anwendung des § 39 Satz 1 ausgeschlossen durch
8§ 43 Abs. 1 letzter Halbsatz).

Bei Leistungen in stationdren und teilstationaren Einrichtungen findet die Sonderregelung
des § 92 a zum Einkommenseinsatz Anwendung.

3.3 Unterhaltsanspriche und Unterhaltszahlungen

Leisten Eltern oder Kinder dem/der Leistungsberechtigten tatsachlich Unterhalt, sind bereits
flieRende Unterhaltszahlungen auf die Grundsicherungsleistung anzurechnen. Dies gilt auch
fur Unterhaltszahlungen von Verwandten zweiten oder entfernteren Grades. Werden die
Unterhaltszahlungen eingestellt, ist die Grundsicherungsleistung ohne Anrechnung dieser
Zahlungen zu erbringen.

3.3.1 Unterhaltsanspriiche gegeniber Eltern oder Kindern

Gem. § 43 Abs. 3 bleiben Unterhaltsanspruche der Antragsberechtigten gegentber ihren
Eltern und Kindern unbericksichtigt, sofern deren jahrliches Gesamteinkommen im Sinne
des § 16 SGB IV unter einem Betrag von 100.000 € liegt.

Daraus folgt, dass Unterhaltsanspriiche gegentiber Eltern oder Kindern zum Ausschluss des
Anspruchs auf Grundsicherung fihren, wenn die Eltern oder die Kinder tber ein jahrliches
Gesamteinkommen von mindestens 100.000 € verfugen.

Das Gesamteinkommen der Eltern ist nicht zusammenzurechnen. Der Grenzbetrag von
100.000 € gilt fur jeden einzelnen Elternteil. Das Gesamteinkommen eines jeden Kindes ist
ebenfalls gesondert zu betrachten.

Gesamteinkommen im Sinne des 8 16 SGB |V ist die Summe der Einklinfte im Sinne des
Einkommensteuerrechts; es umfasst insbesondere Arbeitsentgelt und das
Arbeitseinkommen. Einkiinfte sind der Gewinn bzw. alle Einnahmen abziglich der
Werbungskosten.

Grundsatzlich wird vermutet, dass das Einkommen der einzelnen Kinder bzw. der einzelnen
Elternteile die Einkommensgrenze von 100.000,--€ nicht Gberschreitet.

Eine generelle Uberprifung der Einkommensverhéltnisse von Kindern oder Eltern der
Antragsberechtigten ohne hinreichende Anhaltspunkte ist nicht zulassig.

Hinreichende Anhaltspunkte fiir ein Uberschreiten der Einkommensgrenze kénnen z. B.
darin bestehen, dass Angaben zur ausgetbten Tatigkeit (wie z.B. Manager, Cheféarztin,
Minister, Wirtschaftspriferin, Unternehmensberater) Ruckschlisse auf die HOhe des
Einkommens zulassen.
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Liegen hinreichende Anhaltspunkte fir das Bestehen sehr hohen Einkommens vor, sind die
Kinder bzw. Eltern gegeniber dem jeweils fur die Ausfiihrung des Gesetzes nach diesem
Kapitel zustéandigen Trager auskunftspflichtig.

Geben die Kinder bzw. die Eltern keine Auskunft, darf eine Auskunft beim Finanzamt
eingeholt werden (§ 21 Abs. 4 SGB X).

Bis zur Widerlegung der Vermutung ist dem/der Antragsberechtigten Grundsicherung zu
gewahren.

Uberschreiten die Einkiinfte der Unterhaltspflichtigen die Einkommensgrenze, haben die
Antragsteller/innen keinen Anspruch auf Grundsicherung. Wenn sie von den
Unterhaltspflichtigen keine Zahlungen erhalten, kdnnen sie auf Leistungsanspriiche nach
dem Ill. Kapitel verwiesen werden, da fir diese Leistungen eine Uberleitung der
Unterhaltsanspriiche mdglich ist.

3.3.2 Unterhaltsanspriiche gegeniber getrennt lebenden oder geschiedenen
Ehegatten

Bei Unterhaltsanspriichen gegentber getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten sind
folgende Fallkonstellationen zu unterscheiden:

o Titulierte Unterhaltsanspriiche, unabhéangig davon, ob sie durchsetzbar sind oder nicht

o Die Hohe des Unterhaltsanspruchs steht noch nicht fest

3.3.2.1 Titulierte Unterhaltsanspriiche

Bestehen Dbereits titulierte oder zumindest unstreitig festgestellte und realisierbare
Unterhaltsanspriiche, ist ein Betrag in dieser H6he auf die Grundsicherungsleistung
anzurechnen, da dem/der Antragsberechtigten insoweit ,bereite Mittel* zur Verfligung
stehen. Ubersteigt der Betrag den Grundsicherungsbedarf, ist ein Anspruch auf
Grundsicherung ausgeschlossen. Anderenfalls besteht ein ergdnzender Anspruch auf
Grundsicherung.

Soweit dem/der Antragsberechtigten eine Durchsetzung des dem Grunde und der HG6he
nach feststehenden Unterhaltsanspruchs gegentber dem/der Anspruchsgegner/in nicht
maoglich ist, die Mittel also nicht ,bereit* sind, ist der tatséchlich geleistete Betrag auf die
Grundsicherung anzurechnen. Ubersteigt der Betrag den Grundsicherungsbedarf, ist der
Anspruch auf Grundsicherung ausgeschlossen. Wird Grundsicherung nicht oder nur
teilweise geleistet, ist der/die Antragsberechtigte hinsichtlich bestehender Anspriche auf
Hilfe zum Lebensunterhalt zu beraten. Liegt bei Anrechnung des Betrages weiterhin
Bediirftigkeit vor, ist Grundsicherung erganzend zu leisten.

Im Ubrigen gelten die Vorschriften des § 94 SGB XII.

3.3.2.2 Der Hohe nach nicht feststehende Unterhaltsanspriiche

Hat eine anspruchsberechtigte Person fur die Zeit, fur die sie Leistungen der Grundsicherung
beantragt, nach birgerlichem Recht einen noch nicht berechneten oder titulierten
Unterhaltsanspruch gegeniiber einem getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten, so
geht dieser bis zur Ho6he der geleisteten Aufwendungen zusammen mit dem
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Auskunftsanspruch auf den Tréger der Grundsicherungsleistung tber (vgl. 8 94 und
Richtlinien Uber die Heranziehung unterhaltspflichtiger Personen in der Sozialhilfe).

Bezieht ein getrennt lebender oder geschiedene Ehegatte selbst Hilfe zum Lebensunterhalt
nach diesem Gesetz, Leistungen nach dem SGB Il oder Leistungen der Grundsicherung und
ist er/sie daher nicht leistungsfahig, ist die Grundsicherungsleistung ohne Anrechnung von
Unterhaltsansprichen zu bewilligen.

In regelmafRigen Abstanden ist zu Uberprifen, ob der/die getrennt lebende oder geschiedene
Ehegatte/in weiterhin Hilfe zum Lebensunterhalt nach diesem Gesetz, dem SGB Il oder
Leistungen der Grundsicherung bezieht. Ergibt die Prifung, dass der/die getrennt lebende
oder geschiedene Ehegatte/in keine entsprechenden Leistungen mehr erhdalt, ist
entsprechend der Richtlinien zur Heranziehung Unterhaltspflichtiger zu verfahren.

3.4 Sonstige Anspriche gegeniber privaten Dritten

Bestehen sonstige Anspriiche gegenuber privaten Dritten ist entsprechend zu verfahren, wie
unter Punkt 1V.3.3.2. bei Unterhaltsanspriichen gegenuber getrennt lebenden oder
geschiedenen Ehegatten. Die unterschiedlichen Fallkonstellationen sind auch hier zu
beachten. Auflagen sind nicht zulassig Eine Bewilligung verbunden mit einer Abtretung des
Anspruchs ist aus den oben genannten Griinden nicht vorzunehmen.

Im Ubrigen gelten die Vorschriften des § 93 SGB XII.

3.5 Nichtrealisierte vorrangige Sozialleistungsanspriche

Es besteht kein Anspruch auf Leistungen, wenn sich Hilfesuchende tatséchlich selbst helfen
kénnen oder die erforderliche Hilfe von anderen erhalten. Es widerspricht dem Grundsatz
des Nachrangs von Sozialhilfe, wenn Hilfesuchende ohne Riicksicht auf die Moglichkeit der
Bedarfsdeckung von dritter Seite Sozialhilfe begehren. Hilfesuchende haben danach im
Grunde nicht die Wahl zwischen der Inanspruchnahme Dritter oder der von Sozialhilfe. Auf
fehlende ,bereite Mittel* kann sich daher nicht berufen, wer einen ihr/ihn zustehenden
tatsachlich realisierbaren Anspruch, dessen Erfullung zur Behebung der Notlage geeignet ist,
nicht durchsetzt.

Wird die Antragstellung von vorrangigen Sozialleistungen durch die/den Berechtigte/-n
nachgewiesen, bestehen generell keine Bedenken, eine Bewilligung der
Grundsicherungsleistung zunachst auch ohne Anrechnung der vorrangigen Leistung
auszusprechen. Damit dem Leistungstrager kein Kostennachteil entsteht, ist beim vorrangig
verpflichteten Leistungstrager ein Anspruch auf Kostenerstattung nach § 104 Abs. 1 SGB X
geltend zu machen.

Zeigt sich nach Ausschépfung aller erreichbaren Beweismittel, dass Antragsteller/innen sich
offensichtlich weigern vorrangige Anspriiche geltend zu machen, geht dies in der Regel zu
Lasten der Antragstellerin/des Antragstellers. Dies rechtfertigt zwar eine Versagung der
Grundsicherungsleistungen nach 8§ 66 Abs. 1 SGB X. Hiervon sollte aber erst nach
Erinnerung und Prifung der personlichen Situation der Antragstellerin/des Antragstellers,
sowie nach dem Hinweis des Nachrangs der Sozialhilfe nach § 2 Gebrauch gemacht
werden.

Eine Bewilligung der Grundsicherungsleistung unter Verwendung einer Auflage ist
unzulassig.
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3.6 Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG

Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz haben gem.
8§ 9 Abs. 1 AsylbLG keinen Anspruch auf Leistungen nach diesem Gesetz oder
vergleichbaren Landesgesetzen. Alle sonstigen Auslander mit gewohnlichem Aufenthalt in
der Bundesrepublik Deutschland kdnnen einen Leistungsanspruch nach dem IV. Kapitel
haben, sofern sie die Anspruchsvoraussetzungen erfillen.

3.7 Schuldhaftes Herbeifiihren der Leistungsvoraussetzungen

Der Anspruch auf Grundsicherungsleistung ist gem. 8§ 41 Abs. 4 ausgeschlossen, wenn
der/die Leistungsberechtigte seine Bedurftigkeit in den letzten zehn Jahren vorsatzlich oder
grob fahrlassig herbeigefuhrt hat. Die Grundsétze des 8 103 sind anzuwenden. In diesen
Fallen der Ablehnung von Leistungen nach dem IV. Kapitel ist ein Anspruch auf Leistungen
nach dem lll. Kapitel zu prifen.

4. Ermittlung des Grundsicherungsbedarfs

Der Grundsicherungsbedarf bestimmt sich nach 8 42. Er setzt sich aus folgenden Elementen
zusammen:

e Maligebender Regelbedarf nach der Anlage zu § 28, § 27a Absatz 3 und Absatz 4
Satz 1 und 2. ist anzuwenden. § 29 Absatz 1 Satz 1 letzter Halbsatz und Absatz 2 - 5
ist nicht anzuwenden.

e Kosten fir Unterkunft und Heizung entsprechend § 35

e Mehrbedarfe und einmalige Bedarfe entsprechend den 88 30 und 31

o Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung entsprechend § 32

e Bedarfen fur Bildung und Teilhabe nach § 34

e HLU in Sonderfallen / Sonstige Hilfen zur Sicherung der Unterkunft entsprechend § 36
e ggf. erganzende Darlehen entsprechend § 37 Abs. 1

Sofern behinderte Menschen, die nicht stationar untergebracht sind, in der Werkstatt fir
behinderte Menschen ein Mittagessen erhalten, erfolgt eine Absenkung des Regelbedarfes
nach 8§ 27 a Absatz 4 Satz 1. Dabei ist der im Regelbedarf enthaltene Anteil fir Erndhrung
anlog der Sozialversicherungsentgeltverordnung um den Wert fir Mittagessen abzusenken.
Die jeweils anzurechnenden Betréage werden jahrlich bekannt gegeben.

Leistungsempféanger/innen werden im Krankenhaus / wahrend einer Kurmaf3nahme in vollem
Umfang versorgt. Es entstehen tatséchlich keine Kosten fur Erndhrung etc., die aus dem
Regelbedarf abzudecken waren. Der personliche Bedarf ist durch den Barbetrag abgegolten,
die generellen Kosten der Haushaltsfihrung werden durch die Gewahrung des
Differenzbetrages zwischen der Regelbedarfsstufe 1 und der Regelbedarfsstufe 2
abgegolten.

Zu beachten ist dabei:
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Es handelt sich um Bescheide mit Dauerwirkung. Bei Anderung der Verhéltnisse (hier:
Krankenhausaufenthalt) muss der Ifd. Bescheid ausdricklich aufgehoben werden — das ist
ab Beginn des Folgemonats mdglich. Zu beachten ist bei den Leistungen nach dem IV.
Kapitel, dass der Bewilligungszeitraum, der auf einer Anderung der Leistung beruht, die zu
einer Begunstigung des Berechtigten fuhrt, am Ersten des Monats beginnt, in dem die
Voraussetzungen fir die Anderung eingetreten sind. Bei einer Beendigung des
Krankenhausaufenthaltes im Laufe eines Monats ist daher ab 1. des Monats bereits wieder
der volle Regelbedarf zu gewahren.

4.1 Leistungen der Grundsicherung - ambulant -

4.1.1 MaRgebende Regelbedarfsstufe

Der fur die Leistungsberechtigten maligebende Regelbedarf ergibt sich aus der Systematik
der Anlage zu 8 28. Es gelten die Regelungen und Ausfihrungen der dazu erlassenen
fachlichen Weisung.

Daraus ergibt sich folgendes:

¢ Der/die Grundsicherungsberechtigte mit eigenem Haushalt, der/die alleinstehend oder
alleinerziehend ist, erhalt einen Regelbedarf der Regelbedarfsstufe 1

o Der/die Grundsicherungsberechtigte, der/die weder als Ehegatte, Lebenspartner oder
in eheahnlicher oder lebenspartnerschaftsdhnlicher Gemeinschaft keinen eigenen
Haushalt flihrt, erhélt einen Regelbedarf der Regelbedarfsstufe 3

Fuhren zwei erwachsene Lebensberechtigte, die als Ehegatten, Lebenspartner, in
ehedanlicher oder lebenspartnerschaftsahnlicher Gemeinschaft einen gemeinsamen Haushalt
erhalten sie jeweils die Regelbedarfsstufe 2.

Die Gewahrung der Regelbedarfe erfolgt nach § 27a Abs. 3 in Form von monatlich
pauschalierten Regelséatzen. Die Leistungsberechtigten haben bei der eigenverantwortlichen
Verwendung der Pauschalen das Eintreten von unregelmafig anfallenden Bedarfen zu
bertcksichtigen.

Im Einzelfall besteht die Mdglichkeit nach § 27a Abs. 4 den individuellen Bedarf abweichend
vom Regelsatz festzulegen. Die Zahlung des Regelsatzes erfolgt anteilig bei bestehender
Leistungsberechtigung flr weniger als einen Monat.

4.1.2 Kosten fur Unterkunft und Heizung

Auf die gemeinsame Verwaltungsanweisung zu § 22 SGB Il, § 35, § 36 und AsylblG fir
Unterkunft und Heizung — Bedarfe und zur Sicherung der Unterkunft wird verwiesen.

4.1.3 Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung

Hinsichtlich der Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrage findet 8 32 entsprechend
Anwendung.
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4.1.4 Mehrbedarfszuschlage

Nach § 42 Ziffer 2 umfassen die Grundsicherungsleistungen auch die Mehrbedarfe nach
§ 30. Die hierzu erlassene fachliche Weisung ist entsprechend anzuwenden.

4.1.5 Bildung und Teilhabe

Fur die Leistungen von Bildung und Teilhabe gelten die Fachlichen Weisungen zu § 34 SGB
XIl.

4.1.6 Sonstige Hilfen zur Sicherung der Unterkunft nach § 36

s. hierzu die gemeinsame Verwaltungsanweisung zu § 22 SGB I, § 35, 8 36 und AsylblG fur
Unterkunft und Heizung — Bedarfe und zur Sicherung der Unterkunft

4.1.7 Ergénzende Darlehen nach § 37 Abs. 1
s. hierzu fachliche Weisung zu § 37

4.2 Leistungen der Grundsicherung — stationér

4.2.1 MaRgebende Regelbedarfsstufe

MalRgebend ist der Regelbedarf der Regelbedarfsstufe 3, da in der Einrichtung kein
eigenstandiger Haushalt gefuhrt wird. Dadurch entstehen in einer Einrichtung nicht die
Kosten, die aul3erhalb der Einrichtung fir einen Haushaltsvorstand anfallen.

4.2.2 Kosten fiur Unterkunft und Heizung

Fiar Bewohner/innen von Einrichtungen gelten als Unterkunftskosten die durchschnittlichen
angemessenen tatsachlichen Aufwendungen far die Warmmiete eines
Einpersonenhaushaltes im Einzugsbereich des Leistungstragers (8 42 Nr. 4, 2. Halbsatz).
Dazu wird ein Betrag festgesetzt und jeweils gesondert bekannt gegeben (tabellarische
Ubersicht).

Bei Ubergang aus ambulantem Wohnen in eine stationare Einrichtung findet Punkt 9.3 der
Verwaltungsanweisung - Bedarfe fur Unterkunft und Heizung und zur Sicherung der
Unterkunft - (8 22 SGB Il, 88 35, 36 SGB XIlI; entsprechend anzuwenden fir das AsylbLG)
Anwendung.

4.2.3 Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung

Hinsichtlich der Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrage findet 8 32 entsprechend
Anwendung.
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4.2.4 Mehrbedarfszuschlage

Nach § 42 Ziffer 2 umfassen die Grundsicherungsleistungen auch die Mehrbedarfe nach
§ 30. Die hierzu erlassene fachliche Weisung ist entsprechend anzuwenden.

4.2.5 Bildung und Teilhabe

Fur die Leistungen von Bildung und Teilhabe gelten die Fachlichen Weisungen zu § 34 SGB
XIl.

4.2.6 Sonstige Hilfen zur Sicherung der Unterkunft nach § 36

s. hierzu Fachliche Weisung zu § 36

4.2.7 Erganzende Darlehen nach § 37 Abs. 1

s. hierzu fachliche Weisung zu § 37

4.2.8 Besonderheiten stationéare Leistungen

Bei den Leistungen der Grundsicherung -stationar- sind einige Besonderheiten zu beachten.
So sind neben den Grundsicherungsleistungen ggf. weitere Leistungen zur
Existenzsicherung nach § 27b Abs. 2 SGB Xl zu gewéhren (z. B. Barbetrag und
Bekleidung). Sofern Anspriiche auf bestimmte MalRnahmekosten bestehen, sind diese nach
den Kapiteln 6 ff SGB Xl zu gewahren.

Bei Grundsicherungsleistungen in stationaren Einrichtungen mit Malinahmekosten findet die
»3-Saulen-Berechnung” Anwendung:

1. Saule: Grundsicherung

2. Saule: Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen (einschl. des weiteren
notwendiger Lebensunterhalts wie z. B. Barbetrag und Bekleidung)

3. Saule: Malinahmekosten nach den Kapiteln VI SGB XI| ff

Val. Vierter Teil der Fachlichen Weisung Hilfe zur Pflege.

Der Anspruch auf Grundsicherungsleitungen ist stets vorrangig zu prifen und bei Bestehen
der Leistungsvoraussetzungen entsprechend zu bewilligen.

Fur den Einkommenseinsatz bei der Gewahrung von Leistungen in stationaren Einrichtungen
findet die Sonderregelung des § 92 a SGB Xll zum Einkommenseinsatz Anwendung (s. Pkt.
3.1und 3.2).

Vollstationar untergebrachte Anspruchsberechtigte nach dem V. Kapitel haben keinen
Anspruch auf Wohngeld. Ein Anspruch kann sich allerdings ergeben, wenn durch die
Bewilligung von Wohngeld die Leistungsberechtigung nach dem IV. Kapitel SGB XlI entfallt.
Vgl: auch Ausfuhrungen unter Punkt VII 3 dieser Weisung
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IV. Verwaltungsverfahren
1. Anzuwendende Vorschriften des SGB

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die Leistungen der Grundsicherung bei Alter und
Erwerbsminderung integrale Bestandteile des Sozialgesetzbuches. Gem. § 37 SGB | finden
damit sowohl die Vorschriften des SGB | als auch des SGB X Anwendung, sofern dieses
Gesetz keine abweichende Regelung trifft.

2. Antragsverfahren

Die Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung setzt gem. § 41 einen Antrag voraus.

Erfolgt die Antragsstellung bei einem unzustandigen Sozialleistungstrager ist die
Antragsstellung nach 8 16 SGB | wirksam und das Datum der Antragsstellung gilt als
Antragsdatum beim zusténdigen Trager der Sozialhilfe.

Der vom Deutschen Verein fiur offentliche und private Flrsorge entwickelte
bundeseinheitliche Antragsbogen ist zu verwenden. Er ist von dem/der Antragsteller/in bzw.
gemeinsam mit ihm/ihr auszufillen und von ihm/ihr zu unterschreiben.

Bewilligt ein Rentenversicherungstrager eine Rente, die geringer ist als das 27fache des
aktuellen Rentenwertes, Ubersendet er dem/der Rentenberechtigten einen Antrag auf
Grundsicherung (vgl. 8 109 a Abs. 1 Satz 3 SGB V; 88 68 und 255c SGB VI). Der
Sozialhilfetrager hat potentiellen Berechtigten ebenfalls Antrage auf Grundsicherung
auszuhandigen.

3. Mitwirkungspflichten

Die Antragsteller/innen sind gem. 88 60 ff SGB | zur Mitwirkung bei der Feststellung der
Leistungsvoraussetzungen verpflichtet.

Kommt der/die Antragsteller/in seiner/ihrer Mitwirkungsverpflichtung nicht nach, kann der
Sozialhilfetrager die Leistung unter den Voraussetzungen der 88 66, 67 SGB | his zur
Nachholung der Mitwirkungshandlung ganz oder teilweise versagen oder entziehen.

4. Bewilligung und Bescheiderteilung; Rickforderung Uberzahlter Leistungen

Gem. § 44 Abs. 1 wird die Leistung in der Regel fir 12 Kalendermonate bewilligt, ab dem
1.des Antragsmonats. Fir den Beginn der Frist ist der Beginn der Leistung bzw. die
Anderung maRgeblich. Nach aktueller Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ist eine
Folgeantragstellung durch die Leistungsempfanger/Innen nicht erforderlich. Die
Ubersendung von Folgeantragen ist deshalb entbehrlich. Eine regelmaRige Uberpriifung der
Leistungsberechtigung erfolgt mit dem Vordruck V33.
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Aus 8 44 Abs. 1 folgt, dass es sich bei dem Grundsicherungsbescheid um einen
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung handelt, fir den die 88 39 ff, insbesondere die
88§ 45, 48 SGB X gelten. Bei rechtserheblichen Anderungen der Verhaltnisse ist der
Grundsicherungsbescheid aufzuheben und es st eine Neubescheidung unter
Beriicksichtigung der Anderung in den Verhéltnissen vorzunehmen. Aufhebung und
Neubescheidung kénnen in einem Bescheid erfolgen.

Der Zeitpunkt, von dem an eine Anderung gilt, bestimmt sich abweichend von § 48 SGB X
nach § 44 Abs. 1. Der Bewilligungszeitraum beginnt bei einer Erstbewilligung oder bei einer
Anderung der Leistung am Ersten des Monats, in dem der Antrag gestellt worden ist. Fuhrt
die Anderung nicht zu einer Begiinstigung des/der Berechtigten, wird die Anderung zum
ersten des Folgemonats berlcksichtigt.

Bei einer einmaligen Anderung des Leistungsanspruchs, z.B. wegen einer Heiz- oder
Nebenkostennachforderung, muss der urspriingliche Bewilligungsbescheid nicht aufgehoben
und auch nicht neu beschieden werden, da einmalig abweichende Bedarfe keine wesentliche
Anderung der Verhaltnisse darstellen. Die Bewilligung eines einmalig auftretenden
zusétzlichen Bedarfs ist durch den Erlass eines zusatzlichen Bescheides vorzunehmen.

Wird nachtraglich festgestellt, dass kein oder nur ein niedrigerer Anspruch auf
Grundsicherung bestand, ist eine Ricknahme/Aufhebung des Bewilligungsbescheides nur
unter den Voraussetzungen der 88 45 oder 48 SGB X mdglich.

Hat der/die Antragsteller/in bei der Beantragung der Leistung z.B. falsche Angaben gemacht
und war der Bescheid aus diesem Grunde bereits bei seiner Erteilung rechtswidrig, ist nach
den Vorschriften des § 45 SGB X zu prifen, ob der Bescheid rickwirkend fir die
Vergangenheit zurickgenommen werden kann. Im Falle der Ricknahme sind Uberzahlte
Leistungen nach § 50 SGB X zuriickzufordern.

5. Leistungsabsprachen nach § 12

Nach § 44 Abs. 2 kdnnen im Einzelfall Leistungsabsprachen gemaf § 12 getroffen werden.

Zu naheren Informationen wird auf die entsprechende fachliche Weisung zu 8 12 verwiesen.

V. Medizinische Begutachtung

Lassen sich die Voraussetzungen der Antragsberechtigung nach § 41 Abs. 3 wegen des
Fehlens von Rentenanspriichen nicht ermitteln, stellen die Trager der Rentenversicherung
auf Ersuchen des jeweils fir die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel zustéandigen
Trégers fest, ob Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, unabh&ngig von der
jeweiligen Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 Abs. 2 SGB VI sind
und es unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden kann.

Ein solches Ersuchen soll jedoch nur erfolgen, wenn es wahrscheinlich erscheint, dass die
Voraussetzungen des § 41 Abs. 3 erfullt sind. Das heildt, es muissen hinreichende
Anhaltspunkte vorliegen (z. B. arztliche Bescheinigung), die es ,wahrscheinlich erscheinen”
lassen, dass der/die Antragsteller/in medizinisch bedingt dauerhaft erwerbsgemindert ist.
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Bereits vorhandene Unterlagen (z.B. vorliegende Stellungnahmen des Gesundheitsamtes
0.a.) sind dem Ersuchen an den zustandigen Rentenversicherungstrager beizufiigen.

Zustandig fur die Prifung nach § 45 ist der nach § 109a Abs. 2 SGB VI zustandige
Rentenversicherungstrager, bei dem der/die Antragsteller/in versichert ist, bei nicht
Versicherten die Deutsche Rentenversicherung, die fir den Bereich des jeweils fur die
Ausfuhrung des Gesetzes nach diesem Kapitel zustéandigen Tragers zustandig ist.

In der Stadtgemeinde Bremen sind Ersuchen nach 8§ 45 bei Nichtversicherten unabhangig
vom Wohnort des/der Antragstellers/in zentral an die

Deutsche Rentenversicherung Oldenburg-Bremen
Huntestralle 11
26135 Oldenburg

Zu richten.

Im sozialmedizinischen Dienst der Deutschen Rentenversicherung Oldenburg-Bremen wird
geprift, ob die vom anfragenden Sozialhilfetrager beigefigten medizinischen Unterlagen fir
die Entscheidung Uber das Vorliegen einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung im Sinne
des 8§ 43 Abs. 2 SGB VI ausreichen. Sofern eine Begutachtung erforderlich ist, wird diese,
wenn moglich, in Wohnortndhe durchgefihrt. Die Entscheidung daruber trifft der Prifarzt der
der Deutschen Rentenversicherung.

Ist der/die Antragsteller/in bei einem anderen Rentenversicherungstrdger z.B. Deutsche
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (frilher: Seekasse, Bundesknappschaft)
rentenversichert, sind diese Rentenversicherungstréger fiir die Begutachtung zustandig.

Der jeweils fiur die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel zustandige Trager ist an
die Entscheidung des Rentenversicherungstragers hinsichtlich des Vorliegens einer
dauerhaften vollen Erwerbsminderung gebunden.

Erstattungs- und Ersatzanspriiche
1. Bei nichtrealisierten vorrangigen Sozialleistungsanspriichen

Hinsichtlich nichtrealisierter vorrangiger Sozialleistungsanspriiche siehe Punkt 111.3.5. der
fachlichen Weisung.

2. Bei Personen, die in Einrichtungen leben, soweit die Zustandigkeit nach § 98 Abs.
2 Satz 3 nicht geklart war

Verfahren bis zum 31.12.2013:

Wird der zustdndige Trager der Sozialhilfe festgestellt, erstattet dieser dem bisher
zustandigen Trager der Sozialhilfe nach § 106 Abs. 1 die entstandenen Kosten. (s. hierzu die
entsprechende fachliche Weisung.)
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Verfahren ab dem 01.01.2014:

Ab dem 01.01.2014 sind die Vorschriften Uber die Erstattung zwischen den Sozialhilfetragern
nicht mehr anwendbar (8§ 44 Abs. 3 / BGBL | S. 2783), die Kosten werden im Rahmen der
Bundesauftragsverwaltung in voller Héhe durch den Bund erstattet.

3. Anspriche gegen Arbeitgeber gem. § 115 SGB X

Unerfillte Anspriche auf Arbeitsentgelt gehen gem. 8§ 115 SGB X auf den Sozialhilfetrager
Uber.

4. Schadensersatzanspriche nach § 116 SGB X

Der Ubergang von Schadensersatzanspriichen ist in § 116 SGB X geregelt, dort jedoch nur
auf Versicherungstrager und Sozialhilfetrdger beschrankt.

Das unter Punkt 111.3.4. der fachlichen Weisung bei sonstigen Anspriichen gegeniiber
privaten Dritten beschriebene Verfahren ist zu beachten.

VII. Pflicht zur Beratung und Unterstitzung bei der Beantragung vorrangiger Leistungen

1. Allgemeines

Mit Ausnahme der Leistungen nach dem SGB Il (vgl. 8 5 Abs. 2 SGB II) sind die Leistungen
der Grundsicherung gegeniber allen Ubrigen Sozialleistungssystemen nachrangig. Hierzu
zahlt auch die Kriegsopferfirsorge und andere nach o&ffentlich-rechtlichen Vorschriften
gewahrte Leistungen (z.B. Altersrente). Fur die Anrechnung dieser Leistungen gelten die 88
82 bis 84 und 90.

Der/die Berechtigte hat Anspriche gegen vorrangig verpflichtete Sozialleistungstrager
geltend zu machen. Wird die Antragstellung von dem/der Berechtigten nachgewiesen,
bestehen generell keine Bedenken, eine Bewilligung der Grundsicherung zunachst auch
ohne Anrechnung der vorrangigen Leistung auszusprechen. Damit dem Tréger der
Sozialhilfe kein Kostennachteil entsteht, ist beim vorrangig verpflichteten Leistungstrager ein
Anspruch auf Kostenerstattung nach 8§ 104 Abs. 1 SGB X geltend zu machen.

2. Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Ill. Kapitel SGB XII

Die Grundsicherung ist ein integraler aber selbstandiger Bestandteil dieses Gesetzes und
gegenluber den Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Ill. Kapitel stets
vorrangig (8 19 Abs. 2 Satz 3).
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3. Wohngeld

Leistungsberechtigte nach dem IV. Kapitel erhalten grundsatzlich kein Wohngeld
(Mietzuschuss oder Lastenzuschuss), sofern nicht Fallkonstellationen vorliegen, die einen
Wohngeld-Anspruch fur einzelne Haushaltsangehdrige begriinden. Ein Anspruch kann sich
ergeben, wenn durch die Bewilligung von Wohngeld die Leistungsberechtigung nach dem 4.
Kapitel SGB XII entfallt.

In folgenden Fallkonstellationen kann auf3erdem ein Wohngeld-Anspruch bestehen:

a) Der/die Grundsicherungsberechtigte lebt mit einem wohngeldantragsberechtigten
Familienangehoérigen zusammen, der/die nicht zum ausgeschlossenen Personenkreis
zahlt (z. B. Eheleute mit einem Elternteil einer der Ehepartner).

b) Der/die Grundsicherungsberechtigte lebt mit einem/einer gleichgeschlechtlichen
Partner/in  zusammen, ohne dass eine Lebenspartnerschaft nach dem
Lebenspartnerschaftsgesetz vorliegt.

Das hierdurch erzielte Wohngeld ist nicht bei dem/der Grundsicherungsberechtigten als
Einkommen anzurechnen, auch wenn dieser/diese Empfanger/in der Leistung ist (8§ 1 Abs. 4
WoGG). Eine Anwendung des 8 39 Satz 1 ist nach § 43 Abs. 1 letzter Halbsatz jedoch
ausgeschlossen!

Fur die o. g. Fallkonstellationen, in denen eventuell ein Wohngeldanspruch eines Familien-
oder Haushaltsangehdrigen bestehen kann, sind die Leistungsberechtigten im Rahmen der
Beratungsverpflichtung entsprechend aufzuklaren.

VIIl. Informations- und Beratungspflichten der Rentenversicherungs- und So-
Zialhilfetrager

Die Informationspflicht des Rentenversicherungstragers ergibt sich aus
§ 109 a Abs. 1 SGB VI und § 46.

Die Beratung der Grundsicherungsberechtigten erfolgt durch die Servicestellen der
Rentenversicherungstrager. Diese sind verpflichtet, Antragsberechtigte Personen Uber die
Leistungsvoraussetzungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach
dem IV. Kapitel zu informieren, zu beraten und Antrédge weiterzuleiten.

Der zustdndige Rentenversicherungstrager hat eine Handlungsverpflichtung gegeniber
einzelnen Rentenbeziehern, wenn die Renteneinkiinfte einen Schwellenwert (27fache des
aktuellen Rentenwertes; 88 68 und 255c SGB VI) unterschreitet.

In diesen Fallen hat der Rentenversicherungstrdger dem/der Rentenbezieher/in ein
Antragsformular fur die Grundsicherung auszuhandigen. Ferner hat er dem jeweils fur die
Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel zustandigen Trager die Hohe der Rente
mitzuteilen.

Die Verpflichtung zur Zusammenarbeit des jeweils fur die Ausfihrung des Gesetzes nach
diesem Kapitel zustandigen Trégers mit dem Rentenversicherungstrager ergibt sich aus §
46.
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Die Beratungspflicht des jeweils fur die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel
zustandigen Tragers nach § 14 SGB | bleibt unberihrt.

Verwaltungsanweisung zu 88§ 41-46 SGB XII
SSKJF — Stand 06.02.2014 -21-
Aktenplan Nr.



	Verwaltungsanweisung_§§ 41-46_Grundsicherung_00
	Vorlage für die Sitzung  der städtischen Deputation  für Soziales, Kinder und Jugend am 06.02.2014
	Verwaltungsanweisungen SGB XII

	Verwaltungsanweisung zu §§ 41-46 SGB XII

	Verwaltungsanweisung_§§ 41-46_Grundsicherung_01
	Verwaltungsanweisung
	UInhaltsübersicht
	IV. Verwaltungsverfahren
	V. Medizinische Begutachtung
	VI. Erstattungs- und Ersatzansprüche
	I. Zielsetzungen
	II. Zuständigkeit
	III. Anspruchsvoraussetzungen
	1. Leistungsberechtigter Personenkreis

	Notizen
	1.2.1 Personen, die eine unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung erhalten
	2. Gewöhnlicher Aufenthalt
	3. Ausschluss des Anspruchs auf Grundsicherung

	4. Ermittlung des Grundsicherungsbedarfs
	4.2.4 Mehrbedarfszuschläge
	IV. Verwaltungsverfahren

	1. Anzuwendende Vorschriften des SGB
	2. Antragsverfahren
	3. Mitwirkungspflichten
	4. Bewilligung und Bescheiderteilung; Rückforderung überzahlter Leistungen
	5. Leistungsabsprachen nach § 12
	V. Medizinische Begutachtung
	VI. Erstattungs- und Ersatzansprüche
	VII. Pflicht zur Beratung und Unterstützung bei der Beantragung vorrangiger Leistungen
	VIII. Informations- und Beratungspflichten der Rentenversicherungs- und Sozialhilfeträger



